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Bis Jahresende müssen 
in Sachsen-Anhalt alle 
Wohnungen mit Rauch-

warnmelder ausgestattet sein. 
Der überwiegende Teil der Ver-
mieter kommt dieser Pfl icht 
erst kurz vor Toresschluss 
nach. Der Zwang des Gesetz-
gebers setzt diesen Service für 
die Sicherheit der Mieter durch, 
nicht die Einsicht der Vermie-
ter in die Notwendigkeit.

Denn es besteht seit vielen 
Jahren kein Grund, Wohnun-
gen im Zuge von Mieterwech-
seln oder Modernisierungen 
nicht mit Rauchwarnmeldern  
auszustatten. Die Geräte sind 
preiswert, der Anbau unauf-
wändig und ihre positive Rolle 
beim Brandschutz ist unum-
stritten. Auch gibt es in ande-
ren Ländern die Einbaupfl icht 
schon länger. In Sachsen-
Anhalt besteht seit etwa fünf 
Jahren Klarheit darüber, dass 
die gesetzliche Pfl icht zum 
Einbau Ende 2015 kommt. Der 
Eindruck entsteht, als habe die 
Sicherheit der Bewohner bei 
den Haus- und Wohnungsei-
gentümern nicht die erste Pri-
orität. Das Gesetz ist deshalb 
notwendig. Rauchwarnmelder 
retten Leben.  Seite 1

Nicht die erste
Priorität
Oliver Schlicht
zur Einführung von
Rauchwarnmeldern

Bei dem geplanten Gesetz 
zur Tarifeinheit geht es 
nicht darum, Arbeitneh-

mern ihr Organisationsrecht 
zu rauben. Vielmehr sieht sich 
die Regierung zum Handeln 
gezwungen, weil die Konkur-
renzkämpfe zwischen kleinen 
und großen Gewerkschaften 
zunehmend aus dem Ruder 
laufen und massiv auf die Kos-
ten der Arbeitnehmer und der 
Allgemeinheit gehen.

Zuletzt konnte die Lok-
führergewerkschaft GDL ihre 
Interessen zwar weitgehend 
durchsetzen. Doch mit ihren 
exzessiven Streiks hat sie am 
Ende nicht nur der Deutschen 
Bahn und der Konkurrenz-Ge-
werkschaft EVG, sondern auch 
sich selbst geschadet. Denn 
wenn verärgerte Bahnkunden 
künftig mit Fernbussen fah-
ren, gibt es auch weniger Arbeit 
für Lokführer. 

Es ist bedauerlich, dass der 
Staat regulierend eingreifen 
muss, aber so lange unter Ge-
werkschaftsfunktionären eine 
stupide Ellenbogenmentalität 
vorherrscht und nicht über 
den Tellerrand hinaus geblickt 
wird, geht es nicht anders. 

Ein notwendiges 
Übel
Matthias 
Stoffregen 
zur Tarifeinheit

Stimmen der
anderen

„Neue Zürcher Zeitung“ zum 
Mord an einem Oppositions-
politiker in Russland: Der 
Kremlchef kann seine Hände 
nicht in Unschuld waschen. 
Er hat ein Klima des überstei-
gerten Nationalismus ge-
schürt, in dem überall Staats-
feinde und „fünfte Kolonnen“ 
vermutet werden. Die Bluttat 
ist vor diesem Hintergrund zu 
sehen. Wer auch immer den 
Auftrag dazu gegeben hat – sie 
ist eine klare Botschaft an 
Russlands Opposition. (...)

Gezielter Akt der
Einschüchterung

„Independent“ (London) zu 
Demonstrationen in Russ-
land: (...) Demonstrationen 
in Russland wurden oft als 
Vorboten des Niedergangs des 
Putin-Systems gepriesen. Die 
unliebsame Wahrheit ist je-
doch, dass die meisten Russen 
die Unterstützung des Kreml 
für die prorussischen Separa-
tisten in der Ostukraine als 
fast heiligen Kampf gegen 
„ukrainische Faschisten“ und 
ihre bösartigen westlichen 
Förderer betrachten.

Trauermarsch nicht 
falsch interpretieren

 Karikatir: Kostas Koufogiorgos

In Newcastle hatte der bri-
tische Pegida-Ableger am 
Wochenende zum ersten 

Protestmarsch aufgerufen. 
Unter den Gegendemonstran-
ten war der SPD-Politiker Arne 
Lietz aus Sachsen-Anhalt. Mit 
ihm sprach Steff en Honig.

Volksstimme: Die britischen 
Pegida-Organisatoren konn-
ten nur wenige Anhänger auf 
die Beine bringen. Geht der 
Bewegung schon die Luft aus?
Arne Lietz: Die Situation vor 
Ort entsprach ein wenig der 
in Deutschland. Die Gegende-
monstration brachte mit 1700 
Teilnehmern mehr als dreimal 
so viele Menschen wie Pegida 
auf die Straße. Wie die weitere 

Entwicklung in Großbritan-
nien sein wird, ist allerdings 
noch off en. Besorgniserregend 
ist für mich die hohe Zahl von 
Organisationen im Ausland, die 
als Trittbrettfahrer von Pegida 
wirken. Das sind häufi g Natio-
nalisten, die sich den Namen zu 
eigen machen, um öff entlich-
keitswirksam zu werden.

Warum haben Sie sich dort 
eingemischt und als Redner 
beteiligt?
Ich wurde von Vertretern der 
Labour Party, die in der Region 
um Newcastle ihre Wiege hat, 
gebeten, als Gastredner für die 
deutschen Sozialdemokraten 
bei der Gegendemonstration 
aufzutreten. Ich habe die Auf-

gabe gerne übernommen, weil 
ich mich seit Dezember inten-
siv mit der Pegida-Bewegung 
auseinandersetze und mit der 
Friedrich Ebert-Stiftung eine 
Veranstaltung in Dessau orga-
nisiert habe, zur der 120 Men-
schen kamen. 

Welche Botschaft hatten Sie 
im Gepäck?
Die Grundbotschaft, dass wir 
uns in Europa nicht vom Hass 
gegenüber religiösen Minder-
heiten auseinandertreiben 
lassen dürfen. Als Sozialde-
mokraten stehen wir dabei im 
Bündnis mit anderen Parteien 
und der Zivilgesellschaft. Die 
Gegendemonstration begann 
mit einem religionsübergrei-

fenden Gebet. Besonders ge-
freut hat mich, dass auch die 
Fußballfans von Newcastle 
United zum Gegenprotest mit 
aufgerufen hatten.

Warum demonstrierte Pegi-
da in Newcastle und  nicht in 
der nahegelegenen Metropole 
Birmingham?
Darüber wurde auch in New-

castle viel spekuliert. Denn die 
Stadt ist nicht als rechtsextre-
mes Zentrum bekannt. Aber es 
war die erste derartige Aktion 
in Großbritannien, weshalb 
zusammen mit dem Oberbür-
germeister Abgeordnete aus 
dem ganzen Land zusammen-
kamen, um dagegen auf der 
Straße Präsenz zu zeigen. 

Gemessen am mäßigen Pegi-
da-Erfolg – hätte es des Pro-
testes dagegen überhaupt 
bedurft?
Ja, wir müssen überall in 
Europa etwas tun gegen die 
Ausbreitung von Fremden-
feindlichkeit, Intoleranz und 
Nationalismus. Ich erlebe bei 
meiner täglichen Arbeit im 

Europaparlament, dass viele 
Abgeordnete von nationalis-
tischen Parteien aus ihrer Ge-
sinnung keinen Hehl machen. 
Was in England UKIP und in 
Frankreich dem Front National 
bereits gelungen ist, versucht 
bei uns die AfD. Nämlich mit 
dem Schüren von Angst vor 
Fremden politisches Kapital 
zu schlagen. 

Deshalb war es mir wichtig,
in Newcastle mit auf die Straße 
zu gehen. 

In Deutschland konnte Pe-
gida zwar zehntausende Men-
schen mobilisieren, aber Hun-
derttausende haben dagegen 
demonstriert - für Toleranz 
und den Schutz religiöser Min-
derheiten.

Pegida-Ableger in Newcastle steht selbst bei Fußballfans im Abseits
Wie der SPD-Europaabgeordnete Arne Lietz aus Wittenberg nationalistische Demonstration und Gegenkundgebung in Großbritannien erlebte

Der nächste Streik wird 
um die 100 Stunden 
lang sein.“ Mit solchen 

Ankündigungen erschreckte 
der Vorsitzende der Lokfüh-
rergewerkschaft GDL, Claus 
Weselsky, noch im Februar die 
Bahnreisenden. Die Ausstände 
vom Herbst steckten da vielen 
noch in den Knochen. Derzeit 
wird im Bahnkonfl ikt zwar 
wieder friedlich verhandelt. 
Doch ein für alle Mal hätten 
solch massive Streiks wohl erst 
ein Ende, wenn die Regierung 
ihr Gesetz zur Tarifeinheit 
durchboxt. Die Gegner wollen 
es mit aller Macht verhindern.

Es geht um Gewerkschaf-
ten, die in einem Betrieb um 
dieselben Arbeitnehmer kon-
kurrieren. Künftig soll nur der 
Tarifvertrag der Gewerkschaft 
mit den meisten Mitgliedern in 
dem Betrieb anwendbar sein. 
Nicht kleine Gewerkschaften 
sind für die Regierung ein Pro-
blem - sondern der Kampf von 
Funktionären um dieselben 
Beschäftigten.

Bei der Bahn setzt sich die 
im Beamtenbund (dbb) orga-
nisierte GDL im Kern gerade 
durch – die Verhandlungen 
werden jetzt auch für Zugbe-
gleiter, Bordgastronomen und 
andere geführt. Bisher wurden 
diese Gruppen allein von der 
größeren Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) unter 
dem DGB-Dach vertreten. Die 
GDL schloss Verträge nur für 
die rund 18 000 Lokführer ab – 
und wollte nun mehr.

Es könnte aber gut sein, 
dass es der letzte große Ar-
beitskampf bei der Bahn nach 
Streikfahrplan der GDL ist. 
Nach dem neuen Tarifgesetz 
dürfte die kleinere GDL gegen-
über der EVG ins Hintertref-
fen geraten. Es kann aber auch 
passieren, dass ihr nach einem 
Tariferfolg neue Mitglieder zu-
laufen und sie in mehr Bahnbe-
trieben dominiert.

Ungenaue Auskünfte

Ab Donnerstag wird der Gesetz-
entwurf im Bundestag beraten 
– bis dahin wollen der dbb, die 
GDL und andere vor der CDU- 
und der SPD-Zentrale in Berlin 
dagegen ordentlich Stimmung 
machen.

Die Große Koalition dürfte 
das Gesetz trotzdem beschlie-
ßen. Doch sein Bestand steht 

in den Sternen. Der dbb und 
die Ärztegewerkschaft Mar-
burger Bund werfen der Regie-
rung vor, die Axt an das vom 
Grundgesetz garantierte Recht 
von Arbeitnehmern anzuset-
zen, sich zusammenzutun und 
notfalls auch zu streiken. Den 
Gang nach Karlsruhe haben die 
Gegner schon fest im Blick.

Die Debatte darüber dauert 
seit 2010, als das Bundesarbeits-
gericht den Grundsatz der Ta-
rifeinheit kippte.

Wie groß das Problem von 
Tarifk ollisionen und -konkur-
renz überhaupt ist, ist selbst 
der Regierung nicht klar. Eine 
aktuelle Antwort auf eine An-
frage der Grünen bleibt genau-
ere Auskünfte hierzu schuldig. 
Die auf das Thema speziali-
sierte Grünen-Politikerin Bea-
te Müller-Gemmeke sagt: „Die 
Bundesregierung plant ein ver-

fassungswidriges Gesetz und 
weiß nicht warum!“ Das Gesetz 
müsse wohl als „Lex Deutsche 
Bahn“ bezeichnet werden – ein 
Anti-GDL-Gesetz.

Aus der Koalition ist zu hö-
ren, dass am Entwurf im par-
lamentarischen Verfahren nun 
nicht mehr gerüttelt werden 
soll. Zu heikel sind die zuvor 
lange ausgebrüteten Details 
vor allem mit Blick auf eine 
Überprüfung in Karlsruhe.

Probleme beim DGB

Was könnte das Gesetz noch 
bezwecken? Kritiker meinen, 
die SPD wolle damit vor allem 
die großen Industriegewerk-
schaften erfreuen. Die Tanker 
mit Goliath-Profi l im Tarifge-
schäft wollten mit Regierungs-
hilfe die Gewerkschaften mit 
David-Image niederringen. 
Die großen DGB-Industriege-
werkschaften wollten zudem 
DGB-intern Geländegewinne 
erzielen. 

Die DGB-Dienstleistungs-
gewerkschaft Verdi dagegen 
muss sich in manchen Betrie-
ben durchaus um ihre Stel-
lung sorgen – Verdi-Chef Frank 
Bsirske ist strikt gegen die Ein-
heitspläne.

Die Arbeitgeber zeigen sich 
als glühende Verfechter der Ta-
rifeinheit und haben auch viele 
in der CDU früh davon über-
zeugt. In der Unionsfraktion 
soll der Rückhalt angesichts 
der Probleme aber mittlerweile 
bröckeln.  (dpa)

Rechtsbruch mit Ansage?
Bundestag berät Gesetzentwurf zur Tarifeinheit / Gewerkschaft en drohen mit Gang nach Karlsuhe

Kommentar

All diejenigen, die schon
sensationsgierig auf
den Kinderporno-Pro-

zess gegen Sebastian Edathy
gelauert hatten, werden sich
schwarzärgern. Mit dem Ver-
gleich ist plötzlich alles fi x vor-
bei. Nachdem der Angeklagte
gestanden hat, erübrigt sich
die weitere Aufk lärung in ei-
nem aufwendigen Verfahren,
fand das Gericht. Die Geldbuße
ist der Justiz Strafe genug. Frei-
lich haftet dem Spruch – wie oft
bei Promi- oder Politikerpro-
zessen – der Ruch an, dass hier
irgendwas gemauschelt wur-
de. Ganz egal, ob etwas dran
ist oder nicht. Damit müssen
die Richter in Niedersachsen
leben, zumal Edathy durch ihre
Entscheidung ohne Vorstrafe
bleibt.

Der lange Schweif der Aff äre
wird nach der Einstellung des
Verfahrens im politischen Ber-
lin spürbar sein. Nicht geklärt
ist, wer wann was gewusst hat
in der SPD über die Ermittlun-
gen gegen den einstigen Hoff -
nungsträger der Partei. Im Un-
tersuchungsausschuss ist die
Sache nicht mit einem Deal à
la Verden aus der Welt zu schaf-
fen.  Politik 

Aff äre mit langem
Schweif
Steffen Honig
zum Ende des
Edathy-Prozesses

Arne Lietz (l.) mit der Labour-Unterhausabgeordneten Chi Onwurah, 
und George Pattison, Oberbürgermeister von Newcastle (r.).  Foto: privat

Eine Tasche mit dem Schriftzug „Es kann nur eine geben.“   Foto: dpa

⦁ Es soll nur der Tarifver-
trag jener Gewerkschaft 
gelten, die zum Zeitpunkt 
des jüngsten Abschlusses 
im Betrieb die meisten 
Mitglieder hatte. Eine nicht 
an den Verhandlungen der 
Konkurrenzgewerkschaft 
beteiligte Gewerkschaft 
erhält ein Anhörungsrecht 
beim Arbeitgeber. Und sie 
kann den anderen Vertrag 
nachzeichnen.

⦁ Arbeitsgerichte entschei-
den über den im Betrieb 
anwendbaren Tarifvertrag 
auf Antrag der Vertragspartei 
eines kollidierenden Tarifver-
trags. Welche Gewerkschaft 
in einem Betrieb die Mehrheit 
hat, soll über eine notarielle 
Erklärung geklärt werden 
– die Gewerkschaft soll die 
Namen ihrer Mitglieder nicht 
nennen müssen.

⦁ Tarifkollisionen sollen aber 
vermieden werden: Gewerk-
schaften sollen ihre Zustän-
digkeiten für die Berufsgrup-
pen etwa abstimmen.

⦁ Die Tarifeinheit soll pro 
Betrieb in einem Unterneh-
men gelten, nicht für das 
Unternehmen als Ganzes.

⦁ Bestehende Tarifverträge 
erhalten Bestandsschutz.

Geplantes Gesetz


